Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/670 


Sachgebiet 300 


Vorblatt 


Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 
(Gesetzentwurf des Bundesrates) 


A. Problem 

Die strafrechtliche Verfolgung der sog. Wirtschaftsstraftaten 
setzt bei der zunehmenden Kompliziertheit des Wirtschafts- 
lebens und der fortschreitenden Spezialisierung der im Wirt- 
schaftsleben tätigen Personen auch besondere Fachkenntnisse 
der Strafverfolgungsbehörden und Strafgerichte voraus. Des- 
halb wurden z. B. in Bayern bereits Schwerpunktstaatsanwalt- 
schaften für die Verfolgung von sog. Wirtschaftsstraftaten ge- 
bildet. Der vorliegende Gesetzentwurf der bayerischen Landes- 
regierung strebt eine ähnliche Regelung auf der Ebene der 
Gerichte an, da sich die Konzentration bei den Staatsanwalt- 
schaften bewährt hat. 


B, Lösung 

Durch die Aufnahme einer gesetzlichen Ermächtigung in das 
Gerichtsverfassungsgesetz (ein neuer § 74 c) sollen die Landes- 
regierungen die Befugnis erhalten, durch Verordnung die Zu- 
ständigkeit für sog. Wirtschaftsstraftaten bei einem Landgericht 
für den Bereich mehrerer Landgerichte zu konzentrieren. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Bundesrepublik Deutschland 
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Bonn, den 22. April 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes den vom Bundesrat in der 347. Sitzung am 23. Januar 
1970 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gerichtsverfassungsgesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Die Auffassung der Bundesregierung ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Nach § 74 b des Gerichtsverfassungsgesetzes in 
der Fassung des Gesetzes vom 12. September 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 455), zuletzt geändert durch das 
Erste Gesetz zur Reform des Strafrechts vom 25. Juni 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 645) wird folgender § 74 c 
eingefügt: 

,r§ 74 c 

(1) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
zur sachdienlichen Förderung oder schnelleren 
Erledigung der Verfahren durch Rechtsverordnung 
einem Landgericht für die Bezirke mehrerer Land- 
gerichte ganz oder teilweise Strafsachen zuzu- 
weisen, in denen bei Verbrechen oder Vergehen 

1. nach der Konkursordnung und der Vergleichs- 
ordnung, 

2. nach dem Gesetz gegen den unlauteren Wett- 
bewerb, dem Aktiengesetz, dem Gesetz be- | 
treffend die Gesellschaften mit beschränkter | 
Haftung und dem Genossenschaftsgesetz, 

3. nach den Gesetzen über das Bank-, Depot-, 
Börsen- und Kreditwesen sowie nach dem Ver- 
sicherungsaufsichtsgesetz, 


4. nach dem Devisen-, Außenhandels-, inner- 
deutschen Handels-, Steuer- und Zollrecht so- 
wie nach dem Wirtschaftsstrafgesetz, 

5. des Betrugs, der Untreue, der Unterschlagung, 
der Sachhehlerei und des Wuchers 

gemäß § 74 Abs. 1 die Strafkammer zuständig ist. 
Die Landesregierungen können die Ermächtigung 
auf die Landesjustizverwaltungen übertragen. 

(2) Steht eine der in Absatz 1 bezeichneten 
Straftaten mit einer anderen Straftat im Zusam- 
menhang, so ist das nach Absatz 1 bestimmte 
Landgericht zuständig, wenn das Schwergewicht 
bei der ersteren Straftat liegt. 

(3) Im Rahmen der Absätze 1 und 2 erstreckt 
sich der Bezirk des nach Absatz 1 bestimmten 
Landgerichts auf die Bezirke der anderen Land- 
gerichte.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


I. 

1. In der Öffentlichkeit ist in letzter Zeit immer 
wieder auf die Notwendigkeit hingewiesen worden, 
zu einer wirksameren Bekämpfung der Wirtschafts- 
istraftaten die Strafverfolgung zu intensivieren. Unter 
den gesetzlich nicht näher umrissenen Begriff der 
Wirtschaftsstraftaten werden dabei alle strafbaren 
Handlungen gerechnet, die innerhalb des wirt- 
schaftlichen Bereichs begangen werden und auf 
Grund ihres besonderen Charakters sowie wegen 
der Höhe der verursachten Schäden erhebliche 
Störungen des Wirtschaftslebens zur Folge haben. 
Straftaten dieser Art unterscheiden sich durch die 
zu behandelnde Materie und den Täterkreis grund- 
legend von den übrigen Strafsachen, mit denen sonst 
Staatsanwaltschaften und Gerichte befaßt sind. Das 
moderne Wirtschaftsleben birgt mit seinen kom- 
plizierten und für den Außenstehenden undurch- 
sichtigen Erscheinungsformen vielfältige Möglich- 
keiten in sich, in raffinierter Weise strafbare Hand- 
lungen zu begehen. Zudem sind Wirtschaftsstraf- 
täter meist von überdurchschnittlicher Intelligenz 
und besitzen eingehende Kenntnisse auf allen ein- 
schlägigen Rechtsgebieten. Sie gehören in der Regel 
einer höheren sozialen Schicht als die übrigen Straf- 
täter an und verfügen häufig über erhebliche finan- 
zielle Mittel, die sie in die Lage versetzen, bei ihrer 
Verteidigung weder Zeitaufwand noch Mittel zu 
scheuen. 

2. Zur Bekämpfung solcher Wirtschaftsstraftaten 
mit den Mitteln des Strafrechts müssen bei der 
zunehmenden Kompliziertheit des Wirtschaftslebens 
und der fortschreitenden Spezialisierung der im Wirt- 
schaftsleben tätigen Personen besondere Fachkräfte 
eingesetzt werden. Aus diesem Grunde wurden in 
Bayern bereits Schwerpunktstaatsanwaltschaften zur 
Verfolgung von Wirtschaftsstraftaten gebildet und 
mit besonders für diese Aufgaben geschulten Be- 
amten besetzt. Als Ergebnis der Erfahrungsberichte 
der bayerischen Schwerpunktstaatsanwaltschaften 
läßt sich feststellen, daß sich die Konzentration bei 
der Staatsanwaltschaft bewährt hat. Sie kann aber 
nur als ein erster Schritt in der Intensivierung der 
Bekämpfung von Wirtschaftsstraftaten angesehen 
werden. 

3. Auf der Ebene der Gerichte hat sich bereits bis- 
her die Einrichtung besonderer Strafkammern für 
Wirtschaftsstrafsachen im Rahmen der Geschäfts- 
verteilung der Landgerichte als nützlich und zweck- 
mäßig erwiesen. Es dient der schnelleren und sach- 
gerechten Ahndung von Wirtschaftsstraftaten, wenn 
sie in der Hand von Richtern liegt, die auf diesem 
Gebiet besondere Kenntnisse und Erfahrungen be- 
sitzen und diese laufend erweitern und vertiefen 
können. Allerdings reicht die den Gerichtspräsidien 
anheimstehende Möglichkeit, im Wege der Ge- 
schäftsverteilung „Wirtschaftsstrafkammern'' zu bil- 


den, nicht aus. Die Einrichtung einer mit besonderen 
Fachkräften besetzen Wirtschaftsstrafkammer ist 
nur dann sinnvoll, wenn dieser Spruchkörper in 
größerem Umfang mit Wirtschaftsstraftaten befaßt 
wird. Bei den kleineren Landgerichten ist das aber 
nicht der Fall. Auch werden Richter mit besonderen 
Kenntnissen und Erfahrungen auf dem Gebiet des 
Wirtschaftslebens kaum in ausreichender Zahl zur 
Verfügung stehen, um bei sämtlichen Landgerichten 
Wirtschaftsstrafkammern einrichten zu können. 
Durch die vorgeschlagene Änderung des Gerichts- 
verfassungsgesetzes soll deshalb die Möglichkeit 
geschaffen werden, schwere Fälle von Wirtschafts- 
straftaten bei einem Landgericht für den Bereich 
mehrerer Landgerichte zu konzentrieren. 

11 . 

Zu den einzelnen Vorschriften des Entwurfs ist zu 
bemerken: 

Zu Artikel 1 

Die Formulierung des § 74 c GVG lehnt sich eng an 
§ 58 GVG an, dessen Verfassungsmäßigkeit das 
Bundesverfassungsgericht inzwischen bestätigt hat 
(Beschluß vom 1. Oktober 1968 — 2 BvL 6/67 u. a.). 

Durch den Begriff „Wirtschaftsstrafsachen" allein 
läßt sich der Regelungsbereich des § 74 c GVG aller- 
dings nicht so genau umschreiben, daß dem Erforder- 
nis möglichster Bestimmtheit des gesetzlichen Rich- 
ters entsprochen wird. Es bleibt daher nur die Enu- 
meration von Straftatbeständen, die ihrer Natur 
nach oder doch in ihrer überwiegenden Erschei- 
nungsform zu den „Wirtschaftsstraftaten" gehören. 

Auf eine nähere Eingrenzung der in § 74 c Abs. 1 
Nr. 5 aufgeführten Tatbestände durch eine be- 
stimmte Kennzeichnung der Täter in personeller 
Hinsicht wurde verzichtet, da sonst manche Ver- 
mögensdelikte mit wirtschaftlichem Einschlag nicht 
erfaßt würden. Zu einer sachgemäßen Einschränkung 
der Zuständigkeit der Wirtschaftsstrafkammern ge- 
nügt die Verweisung auf § 74 Abs. 1 GVG. Durch 
die Worte „ganz oder teilweise" in den Eingangs- 
worten soll es zudem den Ländern freigestellt wer- 
den, in welchem Umfang sie von der Ermächtigung 
des § 74 c Gebrauch machen und den Begriff der 
Wirtschaftsstraftaten zusätzlich abgrenzen wollen. 

Von einer Beschränkung der Zuständigkeit der 
Wirtschaftsstrafkammern auf Fälle, in denen die 
Anklageschrift ausschließlich die enumerierten Tat- 
bestände zum Gegenstand hat, wurde abgesehen, da 
typische Wirtschaftsstraftaten vielfach auch andere 
Tatbestände zum Gegenstand haben oder mit an- 
deren Straftaten in engem Zusammenhang stehen. 
Durch Absatz 2 soll jedoch eine sachgemäße Ab- 
grenzung der Zuständigkeit bei Zusammenhangs- 
taten erfolgen. 
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Eine Regelung für die Bestellung besonderer „Wirt- 
schaftsschöffen" ist zur Zeit noch nicht vorgesehen. 
Hier bleiben zunächst die praktischen Erfahrungen 
bei der Tätigkeit von Wirtsdiaftsstrafkammern ab- 
zuwarten. 

Absatz 3 stellt klar, daß der Bezirk des Landgerichts, 
bei dem die Wirtschaftsstrafsachen konzentiert sind, 


auch die Bezirke der übrigen Landgerichte, an deren 
Stelle das Landgericht der konzentrierten Zuständig- 
keit getreten ist, umfaßt. Die Vorschrift entspricht 
§ 74 a Abs. 4 GVG. 

Zu Artikel 2 und 3 

Die Vorschriften enthalten die Berlin-Klausel und 
bestimmen das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der 


Zu dem von dem Bundesrat vorgelegten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes gibt die Bundesregierung folgende 
Stellungnahme ab: 

I. 

Die Bundesregierung hat der Verbesserung der Ver- , 
brechensbekämpfung, insbesondere auf dem Gebiet | 
der Wirtschaftskriminalität bereits seit längerer Zeit 
besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Neben der ! 
Förderung und Ausbildung von Richtern und Staats- ' 
anwälten durch besondere Lehrgänge auf der Bun- | 
desfinanzschule in Siegburg wurden auch die in ! 
einzelnen Ländern vorgenommenen Zuständigkeits- ’ 
konzentrationen im Bereich der Staatsanwaltschaft 
sowie im Bereich der Gerichte durch Maßnahmen der j 
Geschäftsverteilung beobachtet. Im Frühjahr 1969 
wurden die Landesjustizverwaltungen um Stellung- 
nahme zu der Frage gebeten, in welcher Weise durch j 
eine gesetzliche Zuständigkeitsregelung den Bedürf- ! 
nissen der Praxis bei der Verfolgung von Wirt- j 
Schaftsstraftaten entsprochen werden könne. ' 

I 

II . 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Neuregelung in J 
§ 74 c GVG wird grundsätzlich begrüßt. ' 

Die in dem Gesetzgebungsvorschlag vorgenommene 
Beschränkung der Konzentrationsmöglichkeit auf 
die erstinstanzliche Zuständigkeit der Strafkammer 
führt jedoch zu folgendem Ergebnis: In Straf- 
verfahren, in denen die in dem Katalog des § 74 c , 


Bundesregierung 


Abs. 1 GVG aufgeführten Straftaten im ersten 
Rechtszug durch das Amtsgericht abgeurteilt worden 
sind, sind für die Entscheidung über das Rechtsmittel 
der Berufung Strafkammern zuständig, die nicht 
über die besondere Sachkunde der § 74 c-Straf- 
kammer verfügen. Hieraus ergibt sich, daß es hin- 
sichtlich der strafrechtlichen Bewertung der in § 74 c 
Abs. 1 GVG aufgezählten Delikte zu divergierenden 
Entscheidungen innerhalb des Landgerichts, bei dem 
die § 74 c-Strafkammer eingerichtet ist, wie auch 
zu divergierenden Entscheidungen anderer Land- 
gerichte, die zu dem Bezirk der § 74 c-Strafkammer 
gehören, kommen kann. Da nach dem Gesetzentwurf 
die § 74 c-Strafkammer nur erstinstanzlich tätig sein 
darf, kann die besondere Sachkunde der § 74 c- 
Strafkammer auch nicht im Falle einer Zurück- 
verweisung durch das Oberlandesgericht gemäß 
§ 354 Abs. 2 StPO nutzbar gemacht werden. 

Die Ausgestaltung des § 74 c Abs. 1 GVG läßt nicht 
klar erkennen, ob die Zuständigkeitskonzentration 
unabhängig von der Zugehörigkeit der Landgerichte 
zu einem bestimmten Oberlandesgericht ermöglicht 
werden soll. Da bei dem Vorbild des § 74 c GVG, 
der Regelung des § 58 GVG, streitig ist, ob die 
Konzentrationsermächtigung über den Bezirk eines 
Landgerichts hinausgeht, erscheint eine Klarstellung 
dahin, daß die Zuständigkeitskonzentration nicht auf 
den Bezirk eines Oberlandesgerichts beschränkt ist, 
wünschenswert. 

Die Bundesregierung ist deshalb der Auffassung, 
daß diesen Fragen im weiteren Gesetzgebungsgang 
besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden sollte. 
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